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Tiroler Heimgesetz 2005 

(Fassung vom 01.01.2019) 

 

 

1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 

 
§ 1 
Ziele 
Dieses Gesetz hat zum Ziel: 
a) den Schutz der Rechte und Interessen von Heimbewohnern sowie von Personen, die in 
absehbarer Zeit in ein Heim aufgenommen werden wollen; 
b) die Wahrung der Menschenwürde, die Wahrung und Förderung der Selbstständigkeit, 
Selbstbestimmung und Selbstverantwortung der Heimbewohner sowie die Sicherung 
der Pflegequalität; 
c) die Sicherung eines bedarfsgerechten Netzes an stationären Dienstleistungen, das hilfs- 
betreuungs- oder pflegebedürftigen, insbesondere älteren, Menschen die Führung 
eines menschenwürdigen Lebens ermöglicht. 
 
§ 2 
Geltungsbereich 
(1) Dieses Gesetz gilt für entgeltlich betriebene stationäre Einrichtungen, die für die 
Betreuung von mehr als drei hilfs-, betreuungs- oder pflegebedürftigen, insbesondere älteren, 
Menschen bestimmt sind (im Folgenden kurz „Heime“ genannt). 
(2) Dieses Gesetz gilt nicht für Einrichtungen, die nur Wohnmöglichkeiten anbieten, sowie 
für Einrichtungen, die dem Tiroler Krankenanstaltengesetz, LGBl. Nr. 5/1958, dem Tiroler 
Teilhabegesetz, LGBl. Nr. 32/2018, dem Tiroler Heilvorkommen- und Kurortegesetz 2004, LGBl. 
Nr. 24, oder dem Tiroler Kinder- und Jugendhilfegesetz, LGBl. Nr. 150/2013, in den jeweils 
geltenden Fassungen, unterliegen. 
 

 
2. Abschnitt 

Bautechnische Standards, Anzeige der Betriebsaufnahme 
 
§ 3 
Bautechnische Standards 
(1) Heime müssen in allen ihren Teilen entsprechend dem Stand der Technik geplant und 
ausgeführt werden. Heime haben weiters den im Hinblick auf ihren Verwendungszweck 
notwendigen bautechnischen Erfordernissen, insbesondere des Brandschutzes, der Hygiene, 
der Gesundheit, der Nutzungssicherheit und der Behindertengerechtheit, insbesondere der 
Barrierefreiheit, zu entsprechen; dabei ist insbesondere auf die ÖNORM B 1600 Barrierefreies 
Bauen - Planungsgrundlagen, Ausgabedatum 1. Dezember 2003, Bedacht zu nehmen. 
(2) Die Landesregierung hat mit Verordnung nähere Bestimmungen über die 
Anforderungen an Heime nach Abs. 1 zu erlassen. 
 
§ 4 
Meldung der Betriebsaufnahme 
Wer beabsichtigt, den Betrieb eines Heimes aufzunehmen, hat dies der Landesregierung 
schriftlich zu melden. Die Meldung hat den Nachweis, dass die Baubewilligung und die 
Benützungsbewilligung für das Heim nach den baurechtlichen Vorschriften vorliegen, sowie in 
Heimen, die für die Betreuung von mehr als 50 Personen bestimmt sind, das Betriebsleitbild 
(§ 5) zu beinhalten. 
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3. Abschnitt 
Pflichten des Heimträgers 

 
§ 5 
Betriebsleitbild 
(1) Für Heime, die für die Betreuung von mehr als 50 Personen bestimmt sind, hat der 
Heimträger ein Betriebsleitbild festzulegen und erforderlichenfalls zu aktualisieren. Dieses muss 
jedenfalls beinhalten: 
a) die genaue Bezeichnung des Heimträgers; 
b) Angaben über den Kreis der Personen, die im Heim aufgenommen werden können; 
c) eine Beschreibung des Leistungsangebotes, in dem die einzelnen allgemeinen 
Leistungen und die Sonderleistungen nach Art und Umfang ausgewiesen sind; 
d) Grundzüge des Betreuungs- und Pflegekonzeptes einschließlich einer Festlegung der 
verfolgten Ziele; 
e) ein Organigramm des Heimes, dem die Kompetenzen und Verantwortlichkeiten der im 
Heim tätigen Personen zu entnehmen sind. 
(2) Das Betriebsleitbild ist im Heim zur jederzeitigen Einsichtnahme durch Organe der 
Landesregierung, durch Heimbewohner oder durch Personen, die in absehbarer Zeit in das 
Heim aufgenommen werden wollen, oder durch deren Angehörige oder sonstige 
Vertrauenspersonen bereit zu halten. 
 
§ 6 
Pflege- und Therapiedokumentation 
(1) Der Heimträger hat für jeden Heimbewohner eine Pflege- und Therapiedokumentation 
anzulegen, die die Pflege und die Therapie betreffende Feststellungen sowie angeordnete, 
durchgeführte und geplante pflege- und therapiebezogene Maßnahmen und insbesondere alle 
Aufzeichnungen enthält, die nach den einschlägigen berufsrechtlichen Vorschriften zu führen 
sind. Weiters sind darin Patientenverfügungen und Vorsorgevollmachten von Heimbewohnern 
zu dokumentieren. 
(2) Die Pflege- und Therapiedokumentation muss Aufschluss über den Pflege- und 
Therapieprozess mit der Beschreibung des anzustrebenden Zieles und der bisherigen Erfolge 
geben. 
(3) Der Heimträger hat die Pflege- und Therapiedokumentation vertraulich zu führen und so 
zu verwahren, dass eine missbräuchliche Kenntnisnahme ihres Inhaltes ausgeschlossen ist. 
Der Heimträger hat die Pflege- und Therapiedokumentation nach der Beendigung des 
Heimaufenthaltes des betreffenden Heimbewohners für zehn Jahre aufzubewahren. 
(4) Die Landesregierung kann mit Verordnung nähere Bestimmungen über die äußere 
Form der Pflege- und Therapiedokumentation erlassen. 
 
§ 7 
Besondere Pflichten des Heimträgers zur Wahrung der Rechte der Heimbewohner 
(1) Der Heimträger hat für eine fachgerechte und zeitgemäßen Standards entsprechende 
Betreuung und Pflege der Heimbewohner zu sorgen sowie ihre Selbstständigkeit, 
Selbstbestimmung und Selbstverantwortung bestmöglich zu wahren und zu fördern. Dabei sind 
die vertraglichen Rechte der Heimbewohner zu wahren. Der Heimträger hat hierfür nach 
Maßgabe des 5. Abschnittes geeignetes Personal einzusetzen. 
(2) Das soziale Umfeld der Heimbewohner ist zu berücksichtigen und nach Möglichkeit in 
die Pflege einzubeziehen. 
(3) Der Heimträger hat die ärztliche Betreuung und Behandlung durch vom Heimbewohner 
frei gewählte Ärzte zu ermöglichen. Zudem hat der Heimträger dafür zu sorgen, dass im 
Bedarfsfall für die Heimbewohner sofort ärztliche Hilfe oder die Rettung herbeigerufen wird. 
(4) Der Heimträger hat die Wünsche der Heimbewohner nach religiöser Betreuung oder 
persönlicher Begleitung organisatorisch zu unterstützen. 
(5) Der Heimträger hat dafür zu sorgen, dass auf Verlangen von mindestens einem Zehntel 
der Heimbewohner, jedoch nicht weniger als fünf Personen, eine Versammlung der 
Heimbewohner durchgeführt wird, in der sie über aktuelle Belange der Führung des Heimes 
 

 

 

 

 

 



3 
 

informiert werden und diesbezügliche Anliegen vorbringen können. Nimmt an einer solchen 
Versammlung mindestens ein Drittel der Heimbewohner teil, so hat der Heimträger auf 
Verlangen der einfachen Mehrheit der Anwesenden die Wahl eines Heimbeirates zu 
organisieren, der aus mindestens drei und höchstens fünf Vertretern der Heimbewohner 
besteht. Sie sind jeweils in getrennten Wahlgängen zu wählen. Wird ein Heimbeirat gewählt, so 
hat der Heimleiter diesen mindestens zweimal im Jahr einzuberufen und im Fall von Problemen 
im Heimbetrieb gemeinsam mit je einem Vertreter des Pflege- und des Funktionspersonals 
sowie einem Vertreter des Heimträgers nach Möglichkeiten einer einvernehmlichen Lösung 
dieser Probleme zu suchen. In Angelegenheiten nach diesem Absatz kann sich jeder 
Heimbewohner von einer Vertrauensperson vertreten lassen. 
(6) Sofern Freiheitsbeschränkungen in Heimen nicht aufgrund bundesgesetzlicher 
Vorschriften zulässig sind, darf niemand gegen seinen Willen in ein Heim verbracht oder daran 
gehindert werden, dieses wieder zu verlassen. 
(7) Der Heimträger hat unter Bedachtnahme auf die Zielsetzung und das Leistungsangebot 
des Heimes durch geeignete Maßnahmen dafür zu sorgen, dass die Rechte der Heimbewohner 
beachtet werden und ihnen die Wahrnehmung dieser Rechte ermöglicht wird. Insbesondere ist 
sicherzustellen, dass die Heimbewohner 
a) unter Wahrung ihrer Selbstständigkeit, Selbstbestimmung und Selbstverantwortung 
respektvoll behandelt werden, 
b) ihren individuellen Lebensrhythmus so weit wie möglich fortführen können, 
c) in ihrer Privat- und Intimsphäre geschützt werden, 
d) unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse eines geordneten Heimbetriebes jederzeit 
besucht werden können, 
e) Zugang zu einem Telefon haben, 
f) in Unterlagen, die sie betreffen, Einsicht nehmen und auch Kopien der Pflege- und 
Therapiedokumentation anfertigen können, 
g) hinsichtlich ihrer persönlichen Angelegenheiten die Vertraulichkeit wahren können, 
h) eine Vertrauensperson bekannt geben können, die in wesentlichen, sie persönlich 
betreffenden Angelegenheiten zu verständigen ist, 
i) Zugang zur Informationsstelle des Heimanwaltes haben und 
j) auf Wunsch möglichst in Einzelzimmern untergebracht werden. 
(8) Der Heimträger hat die Heimbewohner und die ihm bekannt gegebenen 
Vertrauenspersonen über ihre Rechte und über die Einrichtungen nach § 8 zu informieren. 
 

 
4. Abschnitt 

Besondere Einrichtungen zur Wahrung der Rechte der Heimbewohner 
 
§ 8 
Heimanwalt, Informationsstelle 
(1) Zur Wahrung und Sicherung der Rechte und Interessen der Heimbewohner nach 
diesem Gesetz hat die Landesregierung eine fachlich geeignete Person auf die Dauer von fünf 
Jahren zum Heimanwalt zu bestellen. Er hat auch nach dem Ablauf seiner Amtsdauer die 
Geschäfte bis zur Bestellung des neuen Heimanwaltes weiterzuführen. Die Wiederbestellung ist 
zulässig. 
(2) Der Heimanwalt hat seinen Sitz in Innsbruck. Er kann außerhalb der Landeshauptstadt 
Sprechtage abhalten, soweit dies zur Besorgung seiner Aufgaben zweckmäßig ist. 
(3) Die Landesregierung hat dem Heimanwalt die für die Besorgung seiner Aufgaben 
erforderlichen Sach- und Geldmittel sowie die sich aus dem Stellenplan ergebende Anzahl von 
Landesbediensteten zur Verfügung zu stellen. Die Landesregierung hat den Heimanwalt bei der 
Auswahl dieser Landesbediensteten zu hören. 
(4) Das Amt des Heimanwaltes endet vorzeitig durch Amtsverzicht oder Widerruf der 
Bestellung. Der Amtsverzicht ist gegenüber der Landesregierung schriftlich zu erklären. Er wird 
mit dem Einlangen der Verzichtserklärung unwiderruflich und, sofern in der Verzichtserklärung 
nicht ein späterer Zeitpunkt für das Wirksamwerden angegeben ist, wirksam. Die 
Landesregierung hat die Bestellung zum Heimanwalt zu widerrufen, wenn in der Person des 
Heimanwaltes Umstände eintreten, die ihn für dieses Amt nicht mehr geeignet scheinen lassen, 
oder wenn der Heimanwalt seine Aufgaben gröblich vernachlässigt. Endet das Amt des 
Heimanwaltes vorzeitig, so hat die Landesregierung unverzüglich einen neuen Heimanwalt zu 
bestellen. 
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(5) Der Heimanwalt und die bei ihm verwendeten Bediensteten sind zur Verschwiegenheit 
über alle ihnen ausschließlich aus dieser Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen verpflichtet, 
an deren Geheimhaltung ein schutzwürdiges Interesse einer Person besteht. 
(6) Die Inanspruchnahme der Dienste des Heimanwaltes ist kostenlos. Sie können auch 
anonym in Anspruch genommen werden. 
(7) Alle mit den Angelegenheiten der Sozialhilfe, des Pflegegeldes oder der Pflegeheime 
betrauten Organe, mit Ausnahme jener des Bundes, sowie die Heimträger haben den 
Heimanwalt bei der Besorgung seiner Aufgaben zu unterstützen, ihm auf Verlangen die 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen, Berichte oder Stellungnahmen zu übermitteln und 
Akteneinsicht zu gewähren. Andere Personen oder Einrichtungen können vom Heimanwalt 
eingeladen werden, zu konkreten Vorbringen Stellung zu nehmen. 
(8) Der Heimanwalt hat folgende Aufgaben: 
a) Entgegennahme und Bearbeitung von Vorbringen oder Beschwerden von 
Heimbewohnern oder von deren Angehörigen, Vertretern oder Vertrauenspersonen 
insbesondere über Mängel oder Missstände im Bereich der Unterbringung, Versorgung, 
Betreuung und Pflege in einem Heim; 
b) Aufklärung von Mängeln oder Missständen in Heimen und Hinwirken auf deren 
Beseitigung; 
c) Beratung und Erteilung von Auskünften im Zusammenhang mit den Rechten und 
Pflichten von Heimbewohnern; 
d) Prüfung von Anregungen und Abgabe von Empfehlungen zur Verbesserung der 
Stellung der Heimbewohner; 
e) Hilfe bei Meinungsverschiedenheiten und Auseinandersetzungen über Fragen der 
Unterbringung, Versorgung, Betreuung und Pflege zwischen dem Heimträger oder dem 
im Heim tätigen Personal einerseits und den Heimbewohnern oder deren Angehörigen, 
Vertretern oder Vertrauenspersonen andererseits; 
f) Vermittlung bei Streitfällen sowie Versuch der außergerichtlichen Schlichtung in solchen 
Fällen; 
g) Begutachtung von Entwürfen zu Rechtsvorschriften, die die Interessen der 
Heimbewohner oder sonstige Aspekte der Führung von Heimen berühren können; 
h) alle zwei Jahre die Vorlage eines Tätigkeitsberichtes an die Landesregierung, der an 
den Landtag weiterzuleiten ist. 
(9) Der Heimanwalt hat für den Fall seiner Verhinderung einen bei ihm verwendeten 
Bediensteten mit seiner Vertretung zu betrauen. 
(10) Beim Heimanwalt ist eine Informationsstelle einzurichten, die in allen den Betrieb von 
Heimen betreffenden und allen pflegebezogenen Angelegenheiten Auskunft zu erteilen hat. 
Diese Stelle ist zudem mit einer kostenlosen Telefonauskunft auszustatten. 
 
 

5. Abschnitt 
Personal 

 
§ 9 
Personalausstattung, Leitung der Heime 
(1) Der Heimträger hat, unbeschadet sonstiger gesetzlicher Bestimmungen, dafür zu 
sorgen, dass für die angemessene Betreuung und Pflege der Heimbewohner und für den 
sonstigen Heimbetrieb jederzeit genügend geeignetes Personal zur Verfügung steht. 
(2) Für Heime, die für die Betreuung von mehr als 50 Personen bestimmt sind, hat der 
Heimträger unter Bedachtnahme insbesondere auf das Leistungsangebot, die Anzahl der 
Heimbewohner und deren Einstufung hinsichtlich ihres Pflegebedarfes sowie die 
Gewährleistung einer angemessenen Pflege ein Personalkonzept zu erstellen, das auf der 
Grundlage des Organigramms nach § 5 Abs. 1 lit. e Stellenbeschreibungen für alle Funktionen 
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im Heim zu beinhalten hat. Personalkonzepte können auch Regelungen hinsichtlich der Form 
und des Ausmaßes der Fortbildungs-, Weiterbildungs- und Supervisionsmaßnahmen enthalten. 
(3) Der Heimträger hat mit der Leitung von Heimen eine geeignete Person zu betrauen; 
diese trägt die Bezeichnung „Heimleiter“ bzw. „Heimleiterin“. Für den Verhinderungsfall hat der 
Heimträger eine geeignete Person mit dessen bzw. deren Vertretung zu betrauen. 
(4) In Heimen, die für die Betreuung von mehr als 50 Personen bestimmt sind, kommt dem 
Heimleiter bzw. der Heimleiterin die Leitung des Heimes in wirtschaftlichen, administrativen, 
technischen und personellen Angelegenheiten zu. Mit der Pflegeleitung hat der Heimträger 
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hingegen eine geeignete Person zu betrauen, die zur Ausübung des gehobenen Dienstes für 
Gesundheits- und Krankenpflege berechtigt ist und die erforderlichen weiteren berufsrechtlichen 
Qualifikationen aufweist. Diese Person trägt die Bezeichnung „Pflegedienstleiter“ bzw. 
„Pflegedienstleiterin“. Für den Verhinderungsfall hat der Heimträger eine geeignete Person mit 
dessen bzw. deren Vertretung zu betrauen. 
(5) In Heimen nach Abs. 4 haben der Heimleiter bzw. die Heimleiterin und der 
Pflegedienstleiter bzw. die Pflegedienstleiterin ihre Aufgaben kollegial zu besorgen, wobei die 
ihnen nach diesem Gesetz oder nach anderen Bundes- oder Landesgesetzen zukommenden 
Aufgaben dadurch nicht beeinträchtigt werden dürfen. Sie haben bei der Besorgung ihrer 
jeweiligen Aufgaben den Aufgabenbereich des (der) anderen zu berücksichtigen. Sie sind zur 
engen Zusammenarbeit und wechselseitigen Information verpflichtet. Entscheidungen, die auch 
den Aufgabenbereich des (der) anderen wesentlich berühren, sind einvernehmlich zu treffen. 
Kann kein Einvernehmen erzielt werden, so hat der Heimträger zu entscheiden. Der Heimleiter 
bzw. die Heimleiterin und der Pflegedienstleiter bzw. die Pflegedienstleiterin sind berechtigt, in 
Angelegenheiten, die auch den Aufgabenbereich des (der) anderen wesentlich berühren, die 
Entscheidung durch den Heimträger zu verlangen. Bei Gefahr im Verzug können der Heimleiter 
bzw. die Heimleiterin und der Pflegedienstleiter bzw. die Pflegedienstleiterin die im jeweiligen 
Aufgabenbereich erforderlichen Entscheidungen allein treffen. Dem (der) anderen ist die 
getroffene Entscheidung unverzüglich zur Kenntnis zu bringen. 
 
§ 10 
Verschwiegenheitspflicht 
(1) Alle bei Heimträgern oder in Heimen tätigen Personen sind zur Verschwiegenheit über 
alle ihnen aus dieser Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen verpflichtet, an deren 
Geheimhaltung ein schutzwürdiges Interesse einer Person besteht, sofern ihnen nicht schon 
nach anderen Vorschriften eine strengere Verschwiegenheitspflicht auferlegt ist. Die 
Verschwiegenheitspflicht umfasst insbesondere alle gesundheitlichen Umstände der 
Heimbewohner und deren persönliche und wirtschaftliche Verhältnisse. Diese 
Verschwiegenheitspflicht gilt auch über die Dauer ihrer Anstellung hinaus. 
(2) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, wenn 
a) ausdrücklich in dienst- oder berufsrechtlichen Vorschriften oder sonst gesetzlich etwas 
anderes bestimmt ist, 
b) die Erteilung der Auskunft nach Art und Inhalt zum Schutz höherwertiger Interessen der 
öffentlichen Gesundheitspflege, der Rechtspflege oder der Entscheidung über 
Pflegegeld oder Sozialhilfeleistungen gerechtfertigt ist oder 
c) der Heimanwalt die Auskunft zur Erfüllung der ihm obliegenden Aufgaben benötigt. 
(3) Die bei einem Heimträger oder in einem Heim tätigen Personen können gegenüber 
Dritten im Einzelfall Auskunft darüber erteilen, ob eine Person Heimbewohner ist und wo sie 
angetroffen werden kann, sofern der Heimbewohner die Erteilung einer solchen Auskunft nicht 
untersagt hat. 
 
§ 11 
Auskunftspflicht 
(1) Den Heimbewohnern, ihren gesetzlichen Vertretern, den bekannt gegebenen 
Vertrauenspersonen sowie Personen, die von einem Heimbewohner als auskunftsberechtigt 
genannt wurden, insbesondere deren Ehegatten oder eingetragenen Partnern und Kindern, 
sind alle Auskünfte über die den Heimbewohner betreffenden Pflegemaßnahmen zu erteilen. 
Den Heimbewohnern oder ihren gesetzlichen Vertretern ist auf Verlangen Einsicht in die Pflege und 
Therapiedokumentation zu gewähren. 
 (2) Den Angehörigen von Gesundheits- und Sozialberufen, die einen Heimbewohner 
behandeln oder betreuen, sind die für diese Tätigkeiten erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 
 
§ 12 
Verbot der Geschenkannahme 
Der Heimträger darf sich von einem Heimbewohner weder im Heimvertrag noch außerhalb 
desselben über das vereinbarte Leistungsentgelt hinaus Vermögensvorteile versprechen oder 
gewähren lassen. Dieses Verbot gilt auch für die in einem Heim tätigen Personen. Ausnahmen 
sind nur zulässig bei Zuwendungen geringen Wertes oder bei Zuwendungen, die unter 
Aufnahme eines Notariatsakts für wohltätige oder gemeinnützige Zwecke gewährt werden. Dem 
Notariatsakt ist eine Testierung vor Gericht gleichzusetzen. 
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6. Abschnitt 
Sicherung der Pflegequalität 

 
§ 13 
Qualitätsentwicklung, Qualitätssicherung 
Die Heimträger haben im Rahmen der Organisation ihrer Heime Maßnahmen der 
Qualitätsentwicklung und der Qualitätssicherung vorzusehen. Die Maßnahmen sind so zu 
gestalten, dass eine vergleichende Prüfung mit anderen Heimen möglich ist. 
 
§ 14 
Aufsicht 
(1) Die Landesregierung hat die Aufsicht über die Heime und die Heimträger dahingehend 
auszuüben, dass die Verpflichtungen nach diesem Gesetz erfüllt werden. Insbesondere ist 
darauf zu achten, dass die gesetzlichen Vorkehrungen zur Wahrung der Rechte der 
Heimbewohner getroffen werden. 
(2) Die Heimträger haben den Aufsichtsorganen der Landesregierung sowie deren 
Beauftragten den Zutritt zu den Liegenschaften und Räumlichkeiten und die Einsicht in Pflegeund 
Therapiedokumentationen und Heimverträge zu gewähren und die erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen. 
(3) Die Landesregierung hat einem Heimträger die erforderlichen Maßnahmen zur 
Beseitigung erheblicher Mängel binnen angemessener Frist mit Bescheid aufzutragen. 
(4) Die Landesregierung hat den Betrieb eines Heimes mit Bescheid zur Gänze oder 
teilweise zu untersagen, soweit eine Gefährdung des Lebens oder der Gesundheit der 
Heimbewohner oder eine erhebliche Beeinträchtigung der sonstigen durch dieses Gesetz 
geschützten Interessen der Heimbewohner festgestellt worden ist und Aufträge zur 
Mängelbehebung nach Abs. 3 nicht zielführend scheinen oder solchen Aufträgen nicht 
fristgerecht entsprochen worden ist. 
(6) Der Heimträger hat die geplante Einstellung des Betriebes eines Heimes spätestens 
sechs Monate vor dem beabsichtigten Zeitpunkt der Landesregierung schriftlich zu melden. 
(7) Jedes Heim ist bei Bestehen der begründeten Vermutung erheblicher Mängel 
umgehend und unangemeldet zu überprüfen. 
(8) Die Heimträger sind verpflichtet, der Landesregierung auf Verlangen heimbezogene 
Daten bekannt zu geben, insbesondere über 
a) die Bettenzahl, 
b) die Anzahl der Heimbewohner, gegliedert nach Geschlecht, Kostenträger, 
Herkunftsgemeinde und der Einstufung hinsichtlich ihres Pflegebedarfes, 
c) die Anzahl, das Beschäftigungsausmaß und die Aus- und Weiterbildung der 
Bediensteten. 
(9) Die Landesregierung ist berechtigt, diese Daten zum Zweck der Planung 
automationsunterstützt zu verarbeiten und zu veröffentlichen. 
 

 

 
7. Abschnitt 

Bedarfs- und Entwicklungsplan, Leistungsvereinbarungen 
 
§ 15 
Bedarfs- und Entwicklungsplan 
(1) Das Amt der Landesregierung hat als Planungsinstrument und als Grundlage für die 
Förderung der Heime durch das Land Tirol einen Raumordnungsplan nach § 12 des Tiroler 
Raumordnungsgesetzes 2016, LGBl. Nr. 101/2016, auszuarbeiten (Bedarfs- und 
Entwicklungsplan). 
(2) Im Bedarfs- und Entwicklungsplan ist hinsichtlich der mobilen, ambulanten, 
teilstationären und stationären Betreuung das erforderliche Hilfs-, Betreuungs- und 
Pflegeangebot zahlenmäßig festzulegen. Die darin vorgesehene Größe von stationären 
Einrichtungen hat sich an den Grundsätzen der dezentralen Nahraumversorgung, der 
Wirtschaftlichkeit und der Überschaubarkeit zu orientieren. Für die Bemessung der Größe von 
stationären Einrichtungen sind Bedarfsanalysen, Gesichtspunkte der regionalen Planung sowie 
der Ausbaugrad der ambulanten Dienste maßgebend. 
(3) Der Entwurf des Bedarfs- und Entwicklungsplanes ist dem Tiroler Gemeindeverband 
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und der Stadt Innsbruck zur Abgabe einer Stellungnahme binnen vier Wochen zu übersenden. 
(4) Förderungen für die Errichtung sowie die Erweiterung von Heimen, durch die die Anzahl 
 
der Personen, die im Heim betreut werden können, erhöht werden soll, durch das Land Tirol, 
insbesondere nach dem Tiroler Wohnbauförderungsgesetz 1991, LGBl. Nr. 55, dürfen nur unter 
der weiteren Voraussetzung gewährt werden, dass diese Vorhaben dem Bedarfs- und 
Entwicklungsplan entsprechen. 
 
§ 16 
Leistungsvereinbarungen 
(1) Das Land Tirol als Träger von Privatrechten kann mit Heimträgern 
Leistungsvereinbarungen schließen. Darin kann auch vorgesehen werden, dass der Heimträger 
dem Land Tirol zur Erfüllung seiner Aufgaben als Sozialhilfeträger Heimplätze zur Verfügung 
stellt. 
(2) Leistungsvereinbarungen können insbesondere abgeschlossen werden, wenn 
a) das Heim dem Bedarfs- und Entwicklungsplan entspricht, wobei Heime, die vor dem 
Vorliegen des Bedarfs- und Entwicklungsplanes errichtet worden sind, zumindest den 
Grundzügen des Bedarfs- und Entwicklungsplanes entsprechen müssen, und 
b) das Heim nach den Kriterien der Zweckmäßigkeit, Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit 
geführt wird. 
(3) Auf den Abschluss von Leistungsvereinbarungen besteht kein Rechtsanspruch. 
 
 

8. Abschnitt 
Straf-, Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 17 
Strafbestimmungen 
(1) Wer 
a) ein Heim betreibt, ohne dies nach § 4 der Landesregierung schriftlich zu melden, oder 
b) ein Heim trotz Untersagung des Betriebes nach § 14 Abs. 4 betreibt, 
begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe 
bis zu 10.000,– Euro zu bestrafen. 
(2) Wer 
a) es entgegen § 14 Abs. 6 unterlässt, die geplante Einstellung des Betriebes eines 
Heimes rechtzeitig schriftlich zu melden, oder 
b) als Heimträger der Verpflichtung nach § 18 Abs. 2 nicht nachkommt, 
begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe 
bis zu 5.000,– Euro zu bestrafen. 
 (3) Wer 
a) die Verschwiegenheitspflicht nach § 10 verletzt oder 
b) dem Verbot der Geschenkannahme nach § 12 zuwiderhandelt, 
begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe 
bis zu 2.000,– Euro zu bestrafen. 
 
§ 18 
Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen 
(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Juli 2005 in Kraft. 
(2) Der Träger eines im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehenden Heimes 
hat der Bezirksverwaltungsbehörde innerhalb von sechs Monaten nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes schriftlich zu melden, in welchem Umfang die Einrichtung in den letzten sechs 
Monaten vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes für hilfs-, betreuungs- oder pflegebedürftige, 
insbesondere ältere, Menschen genutzt wurde, sowie, sofern es sich um ein Heim handelt, das 
für die Betreuung von mehr als 50 Personen bestimmt ist, das Betriebsleitbild nach § 5 zur 
Kenntnis zu bringen. 
(3) Ein im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehendes Heim darf in dem 
Umfang, der nach Abs. 2 gemeldet wurde, weiterhin für hilfs-, betreuungs- oder 
pflegebedürftige, insbesondere ältere, Menschen genutzt werden. 
(4) Der § 3 und die aufgrund dieser Bestimmung erlassenen Verordnungen sind lediglich 
auf Neuerrichtungen, Zu- und Umbauten sowie dann anzuwenden, wenn eine bisher 
anderweitig genutzte Einrichtung als Heim verwendet werden soll. 
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(5) In den zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehenden Heimen, die für 
die Betreuung von mehr als 50 Personen bestimmt sind, sind innerhalb von sechs Monaten 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes geeignete Personen als Heimleiter oder 
Heimleiterinnen bzw. als Pflegedienstleiter oder Pflegedienstleiterinnen zu betrauen und 

geeignete Stellvertreter oder Stellvertreterinnen zu bestellen. 


